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Abgeordnetenhaus. 
75. Sitzung vom 29. Mai 

Prafident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 10½ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Kultusminiſter von Putt 
kamer und mehrere Kommiſſarien. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der erſten Berathung des Geſetz 
entwurfs betreffend Abänderungen der kirchenpoliti⸗ 
ſchen Geſetze. 

Abg. Frhr. v. Zedlitz-Neukirch tritt 
für die Vorlage ein, indem er zunächſt aus führt, 
daß darüber kein Zweifel beſtehen könne, daß die 
Verhandlungen mit Rom zu einem negatlven Re⸗ 
ſultat führen- mußten. Die Regierung habe einen 
anderen Weg einſchlagen müſſen, um zum Ziele zu 

N gelangen. In dieſer Beziehung bezeichne der Staats- 
miniſterialbeſchluß vom 17. März einen Wendepunkt 
in dem kirchenpolitiſchen Streite. Auf dieſem Bo⸗ 
den ſei die freikonſervative Partei bereit, die Hand 
zur Verſtändigung zu reichen; von einer wirklichen 

3 audigung für eine Beendigung des Kultur- 
klampfes könne für jetzt und für lange Zeit noch 
nicht die Rede fein. Auf dieſem Gebiete gebe es 
feinen Fricden, die Periode des akuten Kampfes 

. wechſele nur mit einem zeitweiſen Waffenſtillſtande 
ab. Es werde alſo nur von einer Waffenruße in 
Zukunft dic Rede ſein können. Die Neuheit der 
Jorm des Staatsrechis könne ihn nicht hindern, 
für das Gefetz zu ſtimmen, wenn dabei nur die 
Rechtsanſchauung des konſtitutionellen Staates ge⸗ 
wahrt werde. Seine Partei halte es deshalb für 
nothwendig, daß bei Ertheilung der Vollmacht Ge- 
rantien für eine Kontrole bei der Ausführung das 
Geſetzes gefordert werden. Es ſei unerläßlich, daß 
die Vollmachten, welche ertheilt werden ſollen, 
nicht auf unbeſtimmte, ſondern auf begrenzte Zeit er⸗ 
theilt werden; er und ſeine Freunde würden des 
balb über die Dauer der gegenwärtigen Seſſion 
nicht hinausgehen. Aus den veröffentlichten Schrift- 
ftüden gehe hervor, daß dieſe Vollmacht nur für 
die Eventualität ertheilt worden, inſoweit als vor⸗ 
ber von Seiten der Kirche entgegenkommende Schritte 
geſchehen. Er beantrage die Verweiſung der Bor- 
lage an eine Kommijfion von 21 Mitgliedern und 
erwarte, daß in derſelben in dieſer Ferm die Voll- 
machten ertheilt werden. Wenn alſo er und ſeine 
Freunde dem Grundgedanken der Vorlage zuſtimmen 
konnen, jo theilten fie doch die Bedenken, welche 
von anderer Seite gegen dieſelbe erhoben werden, 
ja für viele feiner Freunde ſelen dieſe Bedenken fo 

rnſt und gewichtig, daß fie ihre Zuſtimmung von 
der Beſeitigung derſelben abhängig machen müßten. 
Namentlich dürfe die Zurückberufung der Biſchoͤft 
nur unter der Vorausſetzung der Anerkennung der 
Anzeigepflicht erfolgen. Biſchöfe, welche ſich doloſe 
in ihr Amt eingeſchlichen haben, müſſen wieder ent- 
fernt werden können, wenn fle ſich dieſer Pflicht zu 
entziehen ſuchen. Alle Vergehen gegen die Anzeige 
pflicht müſſen der Juſtiz verbleiben. 

Kultusminiſter 9. Puttkamer wiederholt 
ſeine geſtrige Erklärung, daß die Regierung jedem 
Verſuch, die Vorlage in einer Weiſe anders zu ge⸗ 
ſtalten, daß der weſentliche und prinzipielle Kern 
derjelben unberührt bliebe, ſich von Herzen anſchlie⸗ 
fen werde. Was die Ausführungen der Vorredner 
anlangt, jo jeien am charakteriſtiſchſten diejenigen 
Aeußerungen, welche die Vorlage ausgehend von 
‚wei extrem entgegenſtehenden Auffafſungen auf das 

Entſchiedenſte verurtheilen. Die Abgg. D. Falk 
und (. Windthorſt ſtimmten darin überein, daß ſie 
die Vorlage grundſätzlich perhorresciren. Ur. Falk 
ſieht in der Vorlage den ganz unverhüllten Gang 
nach Canoſſa und Dr. Windthorſt verwirft fie, weil 
fie die Kirche mit gebundenen Händen der Omnipo⸗ 
tenz des Staates überliefert (Heiterkeit). Ich ziehe 
daraus für mich zu Gunſten der Vorlage den 

Schluß, daß fie nach der Regel der mittleren Pro- 
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dafür gegeben ſind, daß ſtreng in der vorgeſchri 
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portionale das Richtige getroffen hat (Heiterkeit). hüten, der Regierung eine neue Zuchtiruthe mit die⸗ 
Die Vorlage will nichts weiter, als auf dem Bo. ſer Vorlage in die Hand zu geben. Der revo⸗ 
den der geordneten Landesgeſetzgebung die Möglich lutionären Strömung, welche durch Europa gehe, 
keit geben, durch sine, friedliche Handhabung der könne mit Erfolg allein die Kirche und die Religion 
Maigeſetze den Beſchwerden unſerer katholiſchen Einhalt thun, um ſo gefährlicher und bedenklicher 
Mitbürger Abhülfe zu ſchaffen. Das iſt der Zweck ſeien die Wirkungen des verheerenden Kulturkampfes 
und kein anderer. Was die Veröffentlichung der und der Maigeſetzgebung. (Beifall bei den Polen 
Depeſchen anlangt, ſo iſt der Zweck der geweſen, und im Centrum) 

die Motive zu erläutern und zu vervollſtändigen. Abg. Graf Limburg ⸗Stirum betont 
3; etwas Weiterem hielt ſich die Regierung für den Charakter der Vorlage als eine Phaſe in der 
Der Miniſter geht dann auf die großen mit Erlaß der Maigefege begonnenen kir⸗ 
Widerlegung einzelner Ausführungen der Abgeord⸗ chenpolitiſchen Aktion, die uns zum Frieden führen 
neten Windthorſt und Falk ein. Dem Letzteren be- ſoll, die große Majorität des Landes werde aus 
ſtreitet er entſchteden, daß dieſe Vorlage mit dem den Ausführungen des Herrn Kultusminiſters die 
von ihm jo voll und ganz gebilligten Staate mint⸗ Ueberzeugung gewinnen, daß derſelbe die geeignete 
ſterialbeſchluß in Widerſpruch ſtehe. Die Vorlage Perſon ſet, um die Sache zum glücklichen Ausgang 
ſtebt im Weſen und in der Sache hinter jenem zu führen. Seine perſönliche Legitimation in dieſer 


Beſchluſſe nicht zurück. Von wo geht der Beſchluß Sache leite er aus feiner entſchiedenen Mitwirkung 
des Staatsminiſteriums denn aus? Er ſpricht aus, her. 


die Regierung wolle ſich eine Vollmacht geben laſſen 
zu einem Entgegenkommen auf dem kirchlichen Ge⸗ einzig richtige Weg, um praktiſch ein günſtiges Re⸗ 
biete, ſobald die von dem heiligen Stuhle kundge⸗ ſultat zu erzielen. 
gebenen verſöhnlichen Geſinnungen auch in Thaten Beſprechungen in Wien hätten jedenfalls das wich⸗ 
zum Ausdruck kommen. Das war für die dama⸗ tige Ergebniß gehabt, daß die Kurie der Anzeige 
lige Sttuation vollkommen richtig. Giebt die Vor⸗ paicht nicht mehr ein entſchtedenes non possumus 
lage tiefen Standpunkt auf? Keineswegs. Sie 
verlangt nur eine Vollmacht, von welcher ſie Ge⸗ 
brauch machen will, wenn ein thatſächliches Entge⸗ 
genkommen ſtattgefunden haben wird. Das Ent⸗ 
gegenkommen des Staates war ausdrücklich an die 
zu erwartende veränderte Haltung der kirchlichen 
Organe geknüpft. Es iſt das nichts anders, als 9 
die Verheißung, daß die Regierung eine verföhnliche uihng des Geſetzes einzuflößen. 
Praxis werde eintreten laſſen, wenn die Garantien hünterlaſſe die Rede dieſes Herrn den Eindruck, 


nen Form verfahren wird. Ich verſtehe in der Malgeſege eweſen fei, für den man ihn erſt gebal⸗ 
That eine Aeußerung des Herrn Dr. Falk nicht, BET, 17 800 e ER ee 
daß ſich in dieſer Vorlage eine bedenkliche Schwan⸗ 
kung in der Auffaſſung von der Souveränität der 
Geſetze kundgiebt. Kein einziger der Grundpfeiler 
unſerer kirchenpolitiſchen Geſetzgebung wird durch 
dieſe Vorlage berührt — das iſt ja eben die Klage 
des Centrums. Die Vorlage iſt entſtanden aus 
einer vollkommen freien Entſchließung der Regie- 
rung, die ſie gezogen hat aus dem Reſultate der 
jeit Jahr und Tag ſchwebenden Verhandlungen. 
Sie iſt nicht durch das Drängen von irgend einer 
Seite oder aus Konkurrenz nach irgend einer Seite 
hin entſtanden. Herr Dr Falk wird von mir nicht 
erwarten, daß ich der Würde des Staates irgend 
etwas vergeben werde, aber ich unterſchelde mich von 
demſelben darin, daß ich der Anſicht bin, daß zu 
einer gedeihlichen Leitung der Staatsgeſchäfte noch 
ein Mehreres gehört, als die Wahrung des poli- 
tiſch konſtituttonellen Standpunkts, nämlich eine 
weitherzige Beurtheilung der im Lande vorhandenen 
Schäden un) der feſte Entſchluß, Alles zu thun, was 
in menſchlichen Kräften fteht, dieſen Schäden Ab⸗ 
hülfe zu ſchaffen. Ich verſuche Beides, die poli · 
tiſche und die moraliſche Verantwortlichkeit mit ein⸗ 
ander zu verbinden. Daß die erſtere in erſter Reihe 
ſtehen muß, verſteht ſich von ſelbſt, aber hier iſt die 
Frage: giebt es nicht einen Weg, beide harmoniſch 
mit einander zu verbinden? Wollen wir auf dem 
Standpunkt des Herrn Dr. Falk verharren, ſo wür⸗ 
den wir nicht in Jahr und Tag, nicht nach fünf, 
nicht nach zehn Jahren, nein niemals zum Frieden 
gelangen. Herr Dr. Falk hat geſagt, dieſe Vorlage 
werde dem Lande zum Schaden gereichen, auch wenn 
fie abgelehnt werden ſollte; ich ſage umgekehrt, dieje 
Vorlage iſt jo vortrefflich, daß ſelbſt ihre Verwer⸗ 
fung den Vortheil haben würde, dem Lande die 
Ueberzeugung zu verſchaffen, daß die Stantsregie- 
rung Alles gethan hat, um dem Lande den Frieden 
wieder zu geben. (Lebhafter Beifall rechts.) 


Abg. Dr. v. Stablewski führt aus, daß 
die Maigeſetze den Grundſatz, daß „Jeder nach 
ſeiner Facon ſelig werden kann“, auf die man ſich 
in Preußen ſo oft beruſe, ſchwer verletzen. Die 
Maigeſetzzebung berühre unzweifelhaft die Dogmen 
der katholiſchen Kirche, denn nach dieſen eben ſei 
der Papſt das Oberhaupt derſelben. Im Uebrigen 
wendet ſich Redner namentlich gegen einzelne der 
geſtrigen Ausführungen des Abg. Ur Falk und 
geht dann ſehr ausführlich auf die durch die Mai⸗ 
geſetze in den katholiſchen Gemeinden geſchaffene 
Lage ein. Die Polen hätten umſoweniger Veran⸗ 
laſſung, der Vorlage mit Vertrauen entgegenzukom⸗ 
men, als das Wohlwollen des jetzigen Kultus-Mi- 
niſters an der Grenze der polniſchen Lanvestheile 
Halt zu machen ſcheine. Sie würden ſich daher 


Einen Unterſchled 
zwiſchen dem Staats miniſterialbeſchluß und der Vor 
erſt die Sache eines ge- 
ſchickken Advokaten, ein ſpezieller Unterſchied fet aber 
Die Hauptſache ſei, daß es der 
Reichskanzler ſei, dem man dieſe Vollmacht anver⸗ 
traue. Zu dieſem habe die Nation volles Ver 
trauen und werde ſeinen Verſicherungen allerwegen 
mehr Glauben ſchenken, als den Befürchtungen des 
Abg. Dr. Falk. Redner ſchließt ſich dem Anteage 
auf kommiſſariſche Berathung an und hofft, daß es 
gelingen werde, die Vorlage zu einem gedeihlichen 
Ab echluß zu bringen. 

Abg. Dr. Virchow: Wenn man den Herrn 
Vorredner hört, ſo ſollte man glauben, daß er 
allein der Mann fel, in dem ſich die ſtaatsmänniſche 
Gabe in konzentrirter Geſtalt findet. (Heiterkeit) 
Wir haben aber auch etwas gelernt und legen 
Werth auf die Aeußerungen derjenigen Herren, 
welche ein unabhängiges Urtheil ſich bewahrt und 
das Wohl des Vaterlandes im Auge haben. Wenn 
wir Ihnen folgen wollten, ſo wärden wir in einen 
Wirrwarr gerathen, der den Anſpruch auf konſtitu⸗ 
tionelles Staatsweſen nicht mehr erheben könnte. 
Unſere Aufgabe iſt die, das konſtitutionelle Recht 
des Landes ungeſchmälert aufrecht zu erhalten. In 
dieſer Vorlage verlangt man von uns das Aufge- 
ben unferes Fonftitutionellen Bewußtſeins. Es if 
das für uns ein entſcheidender Punkt. Eine ſolcht 
Vorlage iſt noch niemals an ein preußiſches Abge⸗ 
ordnetenhaus gebracht worden; noch niemals hat 
man von uns verlangt, der Reglerung eine Voll- 
macht zu bewilligen, daß fie ein Geſetz handhaben 
kann, wie es ihr gerade paßt. Es handelt ſich 
darum, der Reglerung eine einfache Dispofition zu 
geben, ohne daß ſte uns bis her geſagt hat, was ſie 
damit machen will. Glaubt denn die Reglerung, 
daß ein Biſchof zu ihr kommen und ſagen werde: 
„Ich habe feſündigt!“ oder lateiniſch: „puter 
peccavi.“ Dieſer Fall wird nicht eintreten, ein 
ſolcher Biſchof wird ſich nicht finden. Oder will 
die Regierung vielleicht zu einem Biſchofe ſagen: 
„Komme und übernimm wieder die Diözeſe“ und 
glaubt fie, der Biſchof wird das thun? Wir ver- 
handeln hier einen unmöglichen Fall. Dieſer Fall 
wird nicht eintreten; (ich verſtehe auch nicht, in 
welcher Weiſe dem Frieden des Landes damit ge- 
dient werden fol. Wie Fürſt Bismarck die Sache 
anſteht, geht aus der veröffentlichten Depeſche ber⸗ 
vor. Herr von Puttkamer ſcheint weniger ſtaats⸗ 
männiſch zu ſein, als Fürſt Bismarck. Letzterer 
konzentrirt feine Aufmerkſamkeit lediglich auf das 
[Centrum. Iſt das Centrum bereit, neue Steuern 
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zu bewilligen, ſo wird er ſich in Verhandlungen mit 
dem Papſte einlaſſen. Um dieſen Satz dreht ſich 
die ganze Korreſpondenz. Iſt das ein Zuſtand, der 
in unſerem inneren Staatsleben als ein gedeih⸗ 
licher betrachtet werden kann? Nein, es iſt des 
eine ſolche Abnormität für mich, daß ich ſage, daß 
von einer regelmäßigen Entwickelung unſeres Staats- 
lebens gar nicht die Rede ſein kann. Die Fort⸗ 
ſchrittspartet hat ein beſtimmtes Programm aufge⸗ 
ſtellt; dieſes Programm widerſtreitet der gegenwär- 
tigen gangbaren Auffaſſung, ſowohl der katholiſchen, 
wie der proteſtantiſchen Kirche, nämlich darin, daß 
die eine oder die andere ſich als die vollberechtigte 
darſtellt. Der Weg, der in dieſer Vorlage vorge⸗ 
ſchlagen wird, iſt nicht der Weg, der zu einem 
dauerhaften Frieden führen kann. Ob dieſer Weg 
nach Canoſſa führen wird oder nicht, iſt gleichgültig. 
Canoſſa iſt ja nur der allgemeine Ausdruck für den 
Ort, wo man dem Papſt möglichſt ſeinen Willen 
thut. Wenn Fürſt Bismarck in einer jo hervor- 
ragend freundlichen Weiſe dieſe Verhandlungen er⸗ 
fordert hat, jo wird man leicht annehmen, er fühle 
ſich irgend wie unſicher. Redner weiſt mit großer 
Entrüftung die in dem Schreiben des Reichskanzlers 
vom 5. Mal gebrauchte Aus drucksweiſe zurück, daß 
das Centrum mit den ſozialiſtiſchen und fortſchritt⸗ 
lichen Republikanern zuſammengehe. Wir haben 
eine beſtimmte Verfaſſung, wir haben dieſe Verfaſ⸗ 
ſung beſchworen, wir haben auf Grund dieſer Ver⸗ 
faſſung einen regelrechten Kampf geführt vor dem 
ganzen Lande und Niemand hat uns ſagen können, 


wir wären gegen die Geſetze des Landes geweſen, 
wir hätten die Ehrerbletung gegen den König ver⸗ 


leht. Und nun ſtigmatiſirt 


chen Aktenſtücke 


kaner. Es war bisher ein Gebot der politiſchen 
Anſtändigkeit, daß man die Vertreter des Landes 
nicht anders beurtheilt, als nach ihren Handlungen, 
daß man ihnen nicht Sympathlen unterſchiebt, die 
in keiner Wetſe vorgekommen find. Es iſt ja ſehr 
lelcht, zu verdächtigen, es ſoll ſogar leicht ſein, zu 
verleumden, aber es ziemt ſich nicht, dergleichen 
Dinge zu einem fremden Geſandten zu ſagen. Was 
meine Perſon betrifft, ſo hat man mich überall im 
Auslande als monarchiſchen Deutſchen kennen ge⸗ 
lernt. Auch wir wollen den Frieden, aber nicht 
auf dem Wege einer Geſeßgebung, welche in einem 
ſolchen Maße Willkür inaugurirt, wie das vorlle⸗ 
gende Geſetz Redner macht noch darauf aufmert⸗ 
ſam, daß das vorliegende Geſetz ſich keines wegs 
ausſchließlich mit den Katholiken beſchäftigt, wie ja 
auch die Maigeſetze nicht ſpezifiſch gegen die katho⸗ 
liſche Kirche gerichtet ſeien. Für ihn ſei dies nicht 
ganz gleichgültig, denn er wolle nicht, daß die pro⸗ 
teſtantiſche Kirche von einer orthodoxen Minderheit 
erdrückt wird. Die ganze Richtung der Vorlage 
ſei eine ſolche, welche Amendirungen gar nicht zu⸗ 
läßt; er empfehle die Ablehnung derſelben. (Befall 
links.) 


Kultusminiſter v. Puttkamer: Der Bor- 
redner hat in einer für mich vollkommen begreif⸗ 
lich erregten Weiſe ſich darüber beſchwert, daß in 
einem amtlichen Aktenſtück von fortſchrittlichen Re⸗ 
publikanern die Rede iſt. Ich will nur darauf er⸗ 
widern, daß ich es für ſelbſtverſtändlich halte, daß 
in dieſer Depeſche keine parlamentarische Partei ge- 
meint iſt. Die Thätigkeit gen fer Parteien zu be⸗ 
urtheilen, dazu hat aber die Regierung das Recht, 
ja ſie hat die Pflicht, auszuſpiechen, wie fie fi 
die direkten und indirekten Folgen der Thätigkeit 
dieſer Partei im Lande denkt, und da halte ich es 
nicht für ausgeſchloſſen, daß dieſer Depeſche der 
Gedanke zu Grunde gelegen hat, daß die Konſe⸗ 
quenzen der politiſchen Thätigkeit der Fortſchrütte⸗ 
partei im Lande allerdings unvereinbar ſeien mit 
einer gedeihlichen monarchiſchen Entwickelung. Was 
die übrigen Ausführungen anlangt, jo erwidere ich, 
daß es ſich hier nicht um die Herftellung eines 
dauerhaften Friedens, ſondern um die Anbahnung 
eines thatſächlichen Friedens handelt. Herr Virchow 
möge ſich doch ſeinen Kopf nicht darüber zerbrechen, 
was die Regierung thun wird. Das iſt eine Für⸗ 
ſorge für uns, die ich in aller Beſcheldenheit ab⸗ 
lehnen muß. Wir werden zur angegebenen Zeit 
ſchon wiſſen, was wir mit den Vollmachten zu thun 
haben, und wir werden dieſe Vollmachten ausüben 
und benutzen in dem patriotiſchen Sinne, in welchem 
die Vorlage ſelbſt gemacht iſt. 

Abg. Stöcker: Dieſe Vorlage jet nn 
Friede, aber doch der Weg zum Frieden E f 
ſchätze die Macht des Konfliktes nicht, ſtehe 


man uns in einem di: 
4 Republi - 


W. 


derung der Maigeſetzgebung ſeltſam, da er doch 


viel Vakanzen vorhanden ſeien. 


mitten im Kampfe, aber die beſte Waffe in jedem 
Kampfe ſei immer die Phaſe des Friedens. (Gelächter 
links.) Er glaube, wir werden den Frieden haben, 
weil man ihn haben müſſe. Es gebe einen größeren 
Kampf, den großen Kampf zwiſchen Böſem und Gutem, 
den Kampf zwiſchen Ordnung und Umſturz, zwiſchen 
Evangelium und Materialismus. Wenn Herr Falk 
dem Hauſe zugerufen, es ſei ſogar ein Schaden, 
wenn die Vorlage abgelehnt wird, ſo gebe es ja 
ein Mittel, den Schaden zu heilen, nämlich die An⸗ 
nahme des Geſetzes. Herr Falk könne ſich die Re⸗ 
gierung gar nicht anders denken, als im Kampfe; 
die Regierung müſſe über den Parteien ſtehen. Die 
konſervative Partei wünſche die Beendigung dieſes 
Kampfes, der an dem Marke des Volkes zehrt. 
Herr Virchow habe es übel genommen, daß die 
Fortſchrittspartei als „fortſchrittliche Republikaner“ 
bezeichnet worden. So ganz mit Unrecht ſei das 
nicht geſchehen, da das vornehmſte Organ dieſer 
Partei vor einem Jahre am 18. März geſchrieben 
habe: Wer immer thätig oder leitend an den 
Kämpfen dieſes Tages Theil genommen, für den ſei 
die Erinnerung daran eine Art Gottes dienſt. 
Das ſei viel mehr als republikaniſch, das ſei re- 
volutionär. Eine Baſis zu finden für eine Ber- 
ſtändigung zwiſchen Staat und Kirche, das ſei man 
der Nation ſchuldig, denn der Schaden, den der 
Kampf nicht blos der evangeliſchen, ſondern auch 
der katholiſchen Kirche zugefügt, ſei groß und ſta⸗ 
tiſtiſch nachzuweiſen. Er (Redner) glaube, daß der 
Staat in voller Autonomie die Grenzen zum 
Schutze ſeiner Angelegenheiten ziehen ſolle, daß er 
aber auch der Kirche einen weiten Raum geben 
müſſe zur Erfüllung ihrer hohen Aufgabe. Er be⸗ 
greife nicht, weshalb das Centrum ſich gegen die 
Autonomie des Staates ſo ſehr ſträubt. Es komme 
gar nicht darauf an, wenn die Kirche nur dasje⸗ 
nige Maß von Freiheit genieße, deſſen ſie bedarf. 
Freilich, die Geſetzgebung dürfe nicht nur gerecht, 
ſondern auch billig ſein, ſie müſſe der Kirche wirk⸗ 
lichen Raum ſchaffen und in keinem Punkte ver⸗ 
ſuchen, das innere Leben der Kirche durch Maß- 
regeln zu hemmen. Deshalb hätten die Konſer⸗ 
vativen gewünſcht, daß dieſe Frage auf dem Wege 
der Verwaltungsgeſetzgebung geregelt worden wäre. 
Gegen das Prinzip der diskretionären Gewalt habe 
er deshalb nichts, und er erkenne an, daß die Re⸗ 
gierung in dieſer Vorlage das Möglichſte gethan 
hat, was in ihrer Macht ſtand, um zu einem Aus⸗ 
gleich zu kommen. Redner ſpricht zum Schluß die 
Hoffnung aus, daß es gelingen werde, das Ge- 
ſetz in veränderter Form zur Annahme zu brin⸗ 
gen, und daß auch das Centrum ſchließlich die Hand 
des Friedens ergreifen und der Vorlage zuſtimmen 
werde. 

Abg. Reichenſperger richtet ſeine An⸗ 
griffe zunächſt gegen die Verwaltung des früheren 
Kultusminiſters Dr. Falk, beſonders wegen der ka⸗ 
tholiſchen Gemeindeordnung und des Altkatholiken⸗ 
geſetzes, und weiſt die Behauptung als falſch zu⸗ 


vüd, daß Herr Falk die kirchenpolitiſchen Geſetze 
Redner findet! H 


„mit Wohlwollen“ ausgeführt habe. 
das Widerſtreben des Fortſchrittes gegen eine Aen 


keinen Anſtand genommen habe, alle die religiöſe 
Freiheit garantirenden Verfaſſungsartikel mit beſeiti⸗ 
gen zu helfen. Gegen die veröffentlichten Depeſchen 
ſich wendend, erinnert er daran, daß das Centrum 
im vorigen Jahre 130 Millionen neuer Steuern 
bewilligt habe, was doch Reichsfeinde ſicherlich nicht 
thun würden. Die in den Schriftſtücken gegen 
das Centrum erhobenen Anklagen ie durchaus 
hinfällig. 

Ein Vertagungsantrag wird abgelehnt. 

Abg Dr. Gneiſt erklärt es als einen Vor⸗ 
zug, wenn man auf Grund der Vorlage mit den 
Biſchöfen ſelbſt unterhandeln könne, anſtatt, wie es 
gegenwärtig der Fall ſei, mit Rom. Inſoſern 
könne die Vorlage mit den erforderlichen Abände⸗ 
rungen annehmbar werden. Auch ſei die Frage 
diskutabel, ohne daß der Weg der Vorlage zu be- 
ſchreiten ſei, ob thatſächlich in der Seelſorge ſo 
Wenn es der Re⸗ 
gierung gelinge, dieſen Nachweis zu führen, dann 
werde man zu erwägen haben, wie dem Uebelſtande 
abzuhelfen ſei. Redner kommt ſodann auf das 
Begnadigungsrecht der Krone, das unantaſtbar ſei. 
Aber es ſei ganz unmöglich, diejenigen Biſchöfe, die 
nicht legal die Geſetze anerkennen, in ihr Amt 
wieder einzuſetzen. Die Mai⸗Geſetze ſeien nicht als 
Kampf-, ſondern als Vertheidigungsmittel erlaſſen, 
deshalb müſſe man es der Verwaltung überlaſſen, 
ob fie derſelben zur Vertheidigung bedürfe. Er 
ſei bereit, die Vorlage durch Amendirung annehm⸗ 
bar zu machen, um den verwaiſten kirchlichen Ge⸗ 
meinden ihre Seelſorge wieder zu geben und den 
Beſchwerden unſerer Unterthanen (große Heiterkeit) 
abzuhelfen. 

Es folgen perſönliche Bemerkungen, dann wird 
die Vorlage an eine beſondere Kommiſſion von 21 
Mitgliedern zur Vorberathung überwieſen. 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 

Nächſte Sitzung: Montag 11 Uhr. 

Tagesordnung: Dritte Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs betreffend die Organiſation der allgemei- 
nen Lindesverwaltung; zweite Berathung des Ge⸗ 
ſetzent urfs betreffend die Verwalungsgerichte. 

Schluß 4½ Uhr. 


Deutſchland. 

Berlin, 30. Mai. Wie wir hören, werden 
die Vertreter der Staatsregierung in der Kommiſ⸗ 
fien, die für die Berathung der Kirchenvorlage nie- 
dergeſetzt wird, noch detaillirte Eröffnungen über den 
Stand der Angelegenheit machen. In parlamenta⸗- 
riſchen Kreiſen wird von Konſervativen erzählt, die 
Regierung beabſichtige, von den durch gerichtliches 
Urtheil abgeſetzten Biſchöfen nur den Fürſtbiſchof 


— | baren konnen, ſeine Bedenken fallen zu laſſen und 


von Breslau, Dr Förſter, der bekanntlich von jeher ſam ſprach ſich über die Veranlaſſung und den 
persona gratissima am preußiſchen Hofe war, Zweck der Ausſtellung aus und empfahl dieſelbe der 
allein in ſeine Diszeſe zurückzuberufen. Beachtung mit der Bitte, an die Leiſtungen der 

Ob der Reichskanzler an den ferneren De- Schulkinder nicht den Maßſtab legen zu wollen, 
batten über die Kirchenvorlage ſich noch betheiligen | welchen man an die Arbeiten Erwachſener und wei⸗ 
wird, wird noch von den Umſtänden abhängen. tergebildeter Damen legen könne. — Nach der Er- 
Man erfährt, daß der Kanzler mit der Vertretung | öffnungsrede fangen die Schülerinnen der Johan⸗ 
der Vorlage durch den Kultus miniſter durchaus zu- nishofſchule eine Motette und gaben damit gele⸗ 
frieden iſt, und auch der Kaiſer, der ſich über die] gentlich einen Beweis von der guten Schulung un- 
zweitägigen Berathungen des Abgeordnetenhauſes die] ſerer Anſtalten auch in Betreff des Geſanges. Die 
eingehendſten Berichte hat erſtatten laſſen, hat ſeine] Ausſtellung aber giebt Zeugniß von der bewährten 
hohe Befriedigung über die Namens des Staats- vortrefflichen Leitung und den erfreulichen Reſulta⸗ 
regierung abgegebenen Erklärungen ſeitens des Kul- ten unſerer ſtädtiſchen Schulen. Man gewinnt einen 
tusminiſters ausgeſprochen. deutlichen Ueberblick über den befolgten Lehrgang 

Die Konſervativen ſenden in die Kommiſſion] und die geſtellten Ziele. Vielfach wird beim Un⸗ 
die Abgg. von Rauchhaupt, von Wedell⸗Malchow, terrichte das praktiſche Leben berückſichtigt und jeden ⸗ 
Graf Limburg Stirum, Holtz und Freiherrn von] falls werden die Kinder die an den ausgeſtellten 
Hammerſtein. Das Centrum wird alsdann mit den] Sachen erkennbare Luſt und Liebe zum Arbeiten mit 
Konſervativen über 11 Stimmen verfügen, jo daß] ins Leben nehmen und jo können ihnen dann die 
das Centrum ſich der Hoffnung hinglebt, die Vor- erlangten Fertigkeiten nützlich fein. Die Ausſtel⸗ 
lage werde ſchließlich doch noch eine ſolche Form lung währt bis incl. 6 Juni und iſt der Beſuch 
erhalten, daß es mit feinen Gewiſſen wird vereln⸗ derſelben zu empfehlen. 

— Betreffs der gegenwärtig den Polizeibe⸗ 
hörden obliegenden Funktionen in der Behandlung 
der Fundſachen iſt darauf hingewieſen worden, daß 
durch die neue Geſetzgebung dieſelben geringe Ab⸗ 
änderungen erfahren haben, insbeſondere die Ver⸗ 
pflichtung des Finders beſtehen geblieben iſt, den 
Fund bei der Polizeibehörde anzumelden. Dagegen 
beſteht, nach dem zur deutſchen Civilprozeßordnung 
ergangenen Ausführungsgeſetze vom 24. März v. 
J. für den Finder nicht mehr die Verpflichtung, 
die gefundene Sache zur gerichtlichen Verwahrung 
anzubieten, ebenſo wenig braucht ohne Antrag ein 
Aufgebot der gefundenen Sachen zu erfolgen. 

— Seit Sonnabend Mittag iſt der 6jährige 
Sohn des Lederhändlers Falk verſchwunden und 
wird vermuthet, daß demſelben ein Unglück zuge⸗ 
ſtoßen, da er unter der Langen Brücke geſehen wor ⸗ 
den iſt. 

— Die in ber Oder aufgefundene Leiche iſt 
als die des bereits ſeit Januar verunglückten Ar⸗ 
beiters Sellenthin rekognoscirt. 

— Am Sonnabend Nachmittag eutſtand in 
den Komtoirräumen des Kommiſſtonsraths Wol⸗ 
kenhauer, Wollweberſtraßen und Loutſenſtraßen⸗ 
Ecke, Feuer aus, wodurch verſchiedene Mobilien im 
Werthe von 450 M. verbrannten. Durch das 
Perſonal wurde ohne Zuziehung der Feuerwehr jede 
Gefahr beſeitigt. 

— Nach den Beſtimmungen des Jagdſchon⸗ 
geſetzes vom 26. Februar 1870 dürfen im Monat 
Juni nur geſchoſſen werden: Rehböcke. Der Ab- 
ſchuß alles ü rigen jagdbaren Wildes iſt in dieſem 
Monat verboten. 

— Die ſeit dem 1. April d. J. im Verlage 
von S. Salomon hierſelbſt erſcheinenden „Stettiner 
Nachrichten“ ſind mit dem heutigen Tage wieder 
eingegangen, da das Blatt bei dem Publikum nicht 
den Anklang gefunden hat, der vom Verleger er 
wartet wurde. — — 


für das Geſetz zu ſlimmen. Vorläufig hüllen ſich 
die Centrumsmitglieder in tiefſtes Schweigen. 

— In Bundesrathskreiſen erwartet man die 
Einbringung der Vorlage über die Verlegung der 
Elbzollgrenze nach Cuxhafen noch im Laufe dieſer 
Woche; es ſcheint, daß der Reichskanzler für dieſe 
feine Vorlage eine Majorität im Schooße des Bun⸗ 
desraths finden wird. 

Vor feinem Auseinandergehen wird der Bun ⸗ 
desrath ſich noch nicht mit dem vom Reichstage an⸗ 
genommenen Geſetze betreffs der Beſchränkung der 
Theaterfreiheit zu beſchäftigen haben. Die Stim- 
mung im Bundes rathe geht dahin, noch weitere 
Gutachten über dieſe Angelegenheit einzuholen, ehe 
darüber endgültig entſchieden werden kann. 


Provinzielles. 

Stettin, 31. Mal. Die von der Dampf- 
ſchiffs - Sefelfchaft „Gotzlow“ eingeſtellten, bei 
Möller u. Holberg neu erbauten Dampfer 
„Stadtrath Hellwig“ und „Blücher“ ſind dem auf⸗ 
merkſameren Theile des Publikums nicht mehr un⸗ 
bekannt, da beide Schiffe ſchon ſeit einiger Zeit ſich 
im Betriebe befinden. Nachdem die innere, ſehr 
elegante Einrichtung der Kajüten nach amerikaniſchem 
Muſter nunmehr vollendet und einige unerhebliche 
Abänderungen vorgenommen ſind, wurde Sonntag 
Vormittag mit dem „Hellwig“ eine Probefahrt vor⸗ 
genommen, welche nach dem übereinſtimmenden Gut⸗ 
achten der zahlreichen Sachverſtändigen ein außer⸗ 
ordentlich befriedigendes Reſultat lieferte. Nachdem 
die vorgeſchriebenen Minutenzahlen auf den befann- 
ten Strecken der Oder glücklich überwunden waren, 
entwickelte das Schiff mit voller Dampfſpannung 
eine Fahrgeſchwindigkeit von 101, Knoten per 
Stunde. Die Maſchine von 24 nominalen Pferde ⸗ 
kräften arbeitete trotz der hohen Dampfſpannung 
mit kaum merfficher Erſchütterung des Schiſſes. 
Sog verurſachte der Lauf des 
Sat ffes in nur geringem Maße. Die Manborir⸗ 
fähigkeit des Schiffes erwies fi als ganz ausge⸗ 
zeichnet. Insbeſondere konnte das Schiff infolge 
einer von dem Obermaſchinenmeiſter W. modiſizirten 
Konſtruktion des Propeller (Schraube) in ungewöhn⸗ 
lich kurzer Zeit außer Fahrt geſetzt werden. Die⸗ 
ſelbe Schrauben⸗Konſtruktion iſt bereits früher bei 
den neueren Dalitz'ſchen Dampfern eingeführt. Der 
„Hellwig“ (Kapt. Puſt) und das Schweſterſchiff 
„Blücher (Kapt. Knuth) find übrigens durchaus 
ſeetüchtige Fahrzeuge, obwohl ihr eleganter und 
feiner Schnitt ihnen das Exterieur leichter Fluß⸗ 
dampfer verleiht. Die Schiffe faſſen bequem auf 
Deck 210 und in der Kajüte 90 Perſonen. Ver⸗ 
meſſen find fie leider nur auf 213 Perſonen, à 6 
Quadratfuß, auf welchem Raume ein hochaufge⸗ 
ſchoſſener Jüngling ſich allerdings bequem aus- 
ſtrecken kann. In dieſer Beziehung wäre eine Aen⸗ 
derung der betr. Beſtimmungen wirklich dringend zu 
wünſchen. Ja, brauchten alle Perſonen ſoviel 
Platz, wie z. B. ein durch ſeinen Leibesumfang wie 
ſeinen treffenden Witz bekannter, auf der Fahrt mit 
anweſender Reſtaurateur, ſo würden die ſechs 
Quadratfuß vielleicht angemeſſen und paſſend er- 
ſcheinen. Wir Stettiner haben aber doch im Ganzen 
nur wenige ſolcher ſtarken Figuren und unſere 
Damenwelt ſucht ſich nach der jetzigen Mode noch 
beſonders ſchlank zu kleiden. Vielleicht haben wir 
Gelegenheit, noch einmal darauf zurückzukommen. 

— Eine bedauerliche Kolliſten fand Sonntag 
Mittag in der Swine ſtatt. Der engliſche Dampfer 
„Dragon“, ſtromabwärls laufend, wurde von dem 
Dampfer „Tilſit“, welcher auf der Tour von 
Swinemünde nach hier begriffen war, von der 
Backbordſeite angerannt. Der Vorderſteven und 
das Bugſpriet des „Tilſit“ fegte das Deck des 
„Dragon“ förmlich ab, riß die Schanzkleidung, die 
Kommandobrücke ꝛc. mit fort und traf der „Tilſit“ 
mit der Dampfwinſche des „Dragon“, welche an 
erſterem Schiffe hängen blieb, hier ein. Der,, Tilſit“ 
verlor das Bugſpriet und erlitt einige Beſchädi⸗ 
gungen am Vorderſteven. Leider iſt bei dem Zu⸗ 
ſammenſtoß ein Menſchenleben arg gefährdet. Dem 
Lootſen Höpfner von hier, welcher ſich auf der 
Kommandobrücke des „Dragon“ befand, wurden 
beide Beine zerbrochen und erlitt er außerdem noch 
gefährliche Kontuſtonen. Der Zuſammenſtoß iſt an- 
geblich dadurch herbeigeführt, daß die Schiffe einem 
dritten von Swinemünde kommenden Dampfer aus- 
weichen mußten. 

— Die von der Stadtſchuldeputation veran⸗ 
ſtaltete und von uns angezeigte Ausſtellung von 
Zeichnungen und Handarbeiten hieſiger Schulen 
wurde am Sonntag Vormittag in der vom Brand- 
inſpektor Herrn Thomas ſchön dekorirten ſtädtiſchen 
Turnhalle eröffnet. Der Herr Stadtſchulrath Bal⸗ 


Vermiſchtes. 

— Durch eine amuſante Wortverwechslung 
hat ein Schauſpieler in der Hitze des Gefechts bei 
einer „Don Juan“ Aufführung auf einem ſüd⸗ 
deutſchen Theater die unbändigſte Heiterkeit ent⸗ 
feſſelt. Das kleine Malheur paſſirte dem Dar- 
ſteller des Maſetto. Als dieſer mit Gewehr und 
Piſtole wohlbewaffnet im zweiten Akte auf der 
Bühne erſcheint, um Don Juan zu ſuchen, trifft 
er dieſen vor Elvirens Haus und ruft ihn, indem 
er ihn ſtellt, wie folgt mit Pathos an: „Feuer! 
oder ich gebe Antwort!“ Selbſtverſtändlich wollte 
er das Gegentheil ſagen: „Antwort, oder ich gebe 
Feuer.“ 

Dresden, 27. Mal. (Kampf zwiſchen 
zwel Elbhechten.) Wie der Sägefiſch in der Süd⸗ 
ſee zeitweilig mit dem Walfiſch auf Tod und Leben 
kämpft, ſo ſcheinen auch unſere Elbhechte keines⸗ 
wegs immer ein friedliches Leben zu führen, denn 
geſtern Nachmittag konnte man von der Albert⸗ 
brücke aus ganz deutlich bemerken, wie zwei der⸗ 
artige Burſchen von reſpektabler Größe im blutigen 
Strauße mit einander lagen. Der Kampf wurde 
dicht an der Oberfläche der Elbe geführt, und zwar 
ſo hitzig, daß ſich das Waſſer, aus dem immer ein 
oder der andere Fiſch weit herausſchnellte, auf einen 
weiten Umkreis hin in Aufruhr befand. Das in- 
tereſſante Schauſpiel, welches wohl gegen 10 Mi- 
nuten dauerte, endete ſchließlich damit, daß der eine 
der Hechte mit weitaufgeriſſenem Bauche todt ftrom- 
abwärts trieb. 


Telegraphiſche D De peſchen. 


Wien, 30. Mat. Perſonen, welche mit der 
Nuntlatur Verbindung unterhalten, äußern fi da⸗ 
hin, daß ungeachtet gegenwärtiger Schwierigkeiten 
gerade auf der Baſis der preußlſchen Kirchenvorlage 
früher oder ſpäter ein modus vivendi zwiſchen 
Preußen und dem Vatikan erwartbar ſei. 

Wien, 30. Mai. Nach der „Montags revue“ 
fand heute unter Vorſitz des Kaiſers ein Miniſter⸗ 
rath ſtatt. Der Kaiſer wird auf der Reiſe nach 
Böhmen deutſche und czechiſche Induſtrie-Etabliſſe⸗ 
ments beſuchen. 

Wien, 30. Mai. Pronuntius Jacobini ſoll 
geſtern geäußert haben, er glaube zuverſichtlich an 
Erreichung eines modus vivendi zwiſchen Preußen 
und dem Vatikan, trotz des momentan ungünſtigen 
Standes der Angelegenheit. Die preußtjche Kirchen⸗ 
vorlage dürfte der Ausgangspunkt neuer Negotia- 
tionen werden und zum modus vivendi führen. 

Wien, 30. Mai. Die „Montags-Revue“ 
enthält eine intereſſante Berliner Korreſpondenz, in 
welcher ausgeführt wird: Der Vatikan ſchien ge- 
meint, Preußen wolle nicht blos abrüſten, ſondern 


feine Waffen im Wege der Geſetzgebung auch ver- 
nichten. Dies ſei eine Täuſchung geweſen, wozu 
der Reichskanzler keine Veranlaſſung gegeben. Wenn 
der Pronuntius von einer drohenden Sprache Nutzen 
bei den Verhandlungen erwartete und ſogar die 
Möglichkeit des Verhandlungs⸗Abbruches andeutete, 
verfehlte dies Eindruck auf den Reichskanzler zu 
machen. Die preußiſche Regierung werde ſich von den 
in den kirchenpolitiſchen Aktenſtücken ausgeſprochenen 
Grundſätzen unter keinen Umſtänden entfernen. 
Wenn die Kurie keine Zugeſtändniſſe mache, werde 
die Regierung, der durch die Vorlage Mittel zu firen- 
ger oder milderer Handhabung der Maigeſetze ge⸗ 
geben werden ſollen, letztere ſtreng ausführen. Die 
Korreſpondenz ſchließt: Wenn die Kurie die gebo⸗ 
tene Hand weiter ablehnt, wird der Reichskanzler 
den Kampf mit um ſo größerem Nachdruck fort⸗ 
ſetzen, dabei Mittel entwickeln, von denen weder Ul⸗ 
tramontane, noch zaghafte Liberale bisher in der 
Vorlage etwas gemerkt haben, vorausgeſetzt, daß der 


Landtag die Waffe nicht durch doktrinäre Schlei⸗ 


fung abſtumpft. 

Paris, 29. Mai. Die geſtrige Niederlage 
Clemenceau's wird in allen republikaniſchen Kreiſen 
einſtimmig als eklatant kommentirt, die beruhigende 
Feſtigkeit der miniſteriellen Sprache von der öffent⸗ 
lichen Meinung dagegen günſtig begrüßt. Die ra⸗ 
dikalen Ultras ſuchen ſich mit Schimpfen im gröbſten 
Styl gegen Regierung und Kammer zu entſchädi⸗ 
en. Die Sonntag Verhafteten, welche nachher 
ſeaſtos freigeſprochen worden find, veröffentlichen 
in Citoyen einen Aufruf zu einer neuen Manifeſtation 
für morgen, welche ſelbſtverſtändlich in keiner Weiſe 
Unruhe erregt. Aufſehen macht ein Brief Roche⸗ 
fort's im „Mot d' Ordre“, worin er erzählt, daß 
fein älteſter, in Paris ſtudtrender Sohn Sonntags 
auf dem Baſtilleplaz von Polizei⸗Agenten durch 
zwei Säbelhiebe verwundet wurde, wofür Rochefort 
nach feiner Rückkehr nach Paris den Polizeipräfekten 
Andrieux mit Ohrfeigen bedroht. Vielfach wird der 
Brief für apokryph gehalten, da es auffällt, daß 
Clemenceau geſtern dieſes effektvolle Moment nicht 
vorgebracht hat. 

Die Kommiſſion für gerichtliche Verfolgung 
des Herzogs von Padua wegen doppelten Bo- 
tums dürfte mit 7 gegen 4 Stimmen den Antrag 
ablehnen. 

Nachdem Rußland ebenfalls zugeſtimmt, iſt der 
Zuſammentritt der Botſchafter-Konferenz in Berlin 
nunmehr definitiv angenommen und demnächſt zu er⸗ 
warten. Die offizielle Propofition hierfür wurde 
übrigens von England gemacht, nachdem Freyeinet 
auf der Durchreiſe Göſchen's biefem gegenüber auf 
den urſprünglichen Vorſchlag Granville's zurückge⸗ 
kommen. 

Rom, 30. Mat. Deputirtenkammer. Sei ⸗ 
tens des Finanzminiſters wurden die in der letzten 
Seſſion nicht berathenen Geſetzentwürfe vorgelegt 
und die Dringlichkeit für die Berathung der Mahl- 
ſteuervorlage beantragt. 


Die Diſſidenten der Deputirtenkammer ſind mit 
den Miniſteriellen anläßlich der Wahl der 30 Mit- 
glieder für die Budget⸗Kommiſſion in Verbindung 
getreten. Die Miniſteriellen und die Diſſidenten 
kamen überein, 16 Miniſterlelle und 9 Diſſtdenten 
in die Kommiſſion zu wählen und 5 Plätze den 
Konſtitutionellen zu überlaſſen. 

Rom, 30. Mai. Die Uebereinkunft der Mi- 
niſteriellen mit den Diſſidenten bezüglich der Wah⸗ 
len für die Budget ⸗Kommiſſton erfolgte, nachdem die 
Konſtitutionellen ſich geweigert hatten, die von den 
Diſſidenten geforderte, das Verhältniß ihrer nume⸗ 
riſchen Stärke überſteigende Anzahl von Diſſidenten 
auf die Kandidatenliſte für die Budget⸗Kommiſſion 
zu ſetzen. 

Rom, 30. Mai. Das Kabinet unternahm 
Friedeneverhandlungen mit den Diſſidenten. Die 
„Nazione“ meldet den Eintritt der Führer derſelben 
ins Kabinet. Wahrſcheinlich würde Crispi das 
Aeußere, Nicotera das Innere übernehmen. Der 
„Diritto“ meldet: das Kabinet werde nur im Falle 
eines Mißtrauensvotums abdanken. 

Graf Harry v. Arnim iſt angeblich hier ein⸗ 
getroffen. 

Die päpſtliche Preſſe hat Bismarcks Erlaß an 
den Prinzen Reuß todtgeſchwiegen. 

London, 30. Mai. Das Reuterſche Bureau 
meldet aus Konstantinopel von geſtern, der Miniſter 
des Auswärtigen, Savas Paſcha, habe in dem 
Beſtreben, die ſchwebenden Fragen einer raſchen Lö⸗ 
fung entgegenzuführen, ſeinen Abſchied angeboten, 
falls ihm nicht Vollmacht ertheilt würde, die bezüg⸗ 
lichen Unterhandlungen ohne jegliche andere Kon- 
trole, als die des Sultans und des Großvezlirs, 
weiterzuführen; auch würde er keine anderen 
Rathſchläge, als ſeitens des Großyvezirs, 
nehmen. 

Petersburg, 30. Mai. Das „Journal de 
St. Petersbourg“ publizirt ein Schreiben des Fürſten 
Gortſchakoff, in welchem derſelbe ſeine unmittelbar 
bevorſtehende Abreiſe nach dem Auslande anzeigt 
und allen Denjenigen, welche ihm während ſeiner 
Krankheit ihre Sympathie bekundeten, herzlichen Dank 
ausſpricht. — Dem „Golos“ zufolge wird der Mi⸗ 
niſter des Innern, Makoff, am 2. Juni ſeine Reiſe 
in das Innere Rußlands antreten. Derſelbe wird 
u. A die Städte Rybinsk, Niſchni⸗Nowgorod, Tſchi⸗ 
ſtopol, Kazan, Ufa, Aſtrachan, Zarizin beſuchen. 

Konſtantinopel, 29. Mai. Der engliſche Bot⸗ 
ſchafter Göſchen hat dem Miniſter des Auswärtigen, 
Savas Paſcha, einen Beſuch gemacht. 

Konſtantinopel, 30. Mai. Es verlautet, daß 
eine theilweiſe Veränderung des Miniſteriums be⸗ 
vorſtehend ſei, um das Kabinet homogen zu geſtal⸗ 
ten; Said Paſcha würde indeß den Vorſitz im 
Konſeil behalten. 


an; 


Die proviſoriſche Finanz > 
gebabrung pro Juni wurde ohne Deb — 
- nehmigt. 


r 


